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Sichtvermerke    

BM EB FB I  

    

 
Beratungsgegenstand 

Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 b "Östliche Erweiterung des MI- und 
GE-Gebietes südlich der Schützenstraße" 
hier: Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäß § 13 BauGB und Satzungsbeschluss 
gemäß § 10 BauGB 

 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen empfiehlt dem Rat der Stadt Ochtrup, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt Ochtrup nimmt die Ergebnisse der Prüfungen gemäß § 13 Abs. 2 BauGB zur 
Kenntnis und beschließt diese.  
 
Gemäß der § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der zur Zeit des Aufstellungsbeschlus-
ses gültigen Fassung sowie der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit gültigen Fassung wird die Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 60 b "Östliche Erweiterung des MI- und GE-Gebietes südlich der Schützenstraße“ der Stadt 
Ochtrup als Satzung und die Begründung im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB hierzu 
beschlossen. 
 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Verschiebung des Leitungsrechts im süd-
westlichen Planbereich. 
 
Der Geltungsbereich ist im beigefügten Plan zeichnerisch dargestellt und wird wie folgt begrenzt: 
 
Im Norden: durch die ausgewiesene Planstraße tlw. sowie deren westlicher Verlängerung, 
 
im Osten: durch die östliche Grenze des Flurstückes 16 tlw., 
 
im Süden: durch das ausgewiesene Pflanzgebot tlw., 
 
im Westen: durch die westliche Grenze des Flurstückes 16, tlw. 
 
Die angegebenen Flurstücke liegen in der Flur 55 der Gemarkung Ochtrup. 
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Der Bebauungsplan Nr. 60 b soll in der Weise vereinfacht geändert werden, dass 
 

 das Leitungsrecht in östliche Richtung verschoben wird und 

 die überbaubare Fläche angepasst wird. 
 

Sachdarstellung: 
 
Um eine sinnvolle verdichtete Bebauung auf dem Eckgrundstück realisieren zu können, wird die 
Verschiebung des Leitungsrechts erforderlich. Gleichzeitig werden die überbaubaren Flächen an 
das neu ausgewiesene Leitungsrecht angepasst. 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen hat in seiner Sitzung am 04.10.2016 den entsprechenden 
Aufstellungsbeschluss gefasst. Die erforderliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden 
und Träger öffentlicher Belange hat in der Zeit vom 17.10.2016 bis 17.11.2016 stattgefunden. Stel-
lungnahmen sind nicht eingegangen. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Durch die Änderung des Bebauungsplanes sind keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwar-
ten. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Die Kosten des Bauleitplanverfahrens sind vom Antragsteller zu zahlen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Entfällt. 
 
Anmerkung der Verwaltung:  
 
Auf den Versand aller Anlagen in Papierform wird aus Umweltschutzgründen verzichtet. Die rele-
vanten Unterlagen (Pläne, Berichte, Gutachten u.ä.) werden der Vorlage im Internet beigefügt.  
 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Korten 
 


